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Ende 1995 völkerrechtlich ze-
mentiert.
Für Kostunica jedoch war

das kein Grund, diein Dayton
ebenfalls vereinbarte staatli-
che Souveränität Bosniens
sieben Jahre später nicht er-
neut infrage zu stellen. "Nie-
mals", tönte der jugoslawi-
sche Präsident am zweiten
September−Wochenende mit
bebender Sti mme, "niemals"

werde Belgrad den serbi-
schenTeil Bosniensaufgeben.
ImGegenteil: ZehnJahrenach
Beginn des Bosnien−Krieges
versicherte er seinen Anhän-
gern unverblümt, dass der
serbisch−bosnische Teilstaat
"nur vorübergehend von uns
getrennt ist". "Die Republika
Srpska wird i mmer unser
sein und i mmer in unseren
Herzen".
Die separatistische Volte

Kostunicas ist Teil einer Stra-
tegie: Der Anwärter auf den
serbischen Präsidentenpos-
ten will seinen Konkurrenten
vor der Wahl amSonntag kei-
nen Raum lassen i m Wett-
streit umdie patriotistischen
Parolen. Bei der Eröffnungder
Uno−Vollversammlung Mitte
Septemberin NewYorkbeteu-
erteer zwar, nachseinemAuf-
tritt in Mali Zvornikfalsch zi-
tiert worden zu sein. Dann
legte er aber gleich noch
nach. "Wenn der Dayton−Ver-
trag auf der Grundlage von
multiethnischen, multireligiö-
sen und multikulturellen Prin-
zipien verfasst wurde, dann
können auch die Resultate
ethnischer Säuberungen im
Kosovo nicht akzeptiert und
ein Nationalstaat geschaffen
werden. Sollte das doch ge-
schehen, würde die ganze Re-
gion die Konsequenzen zu
spürenbekommen."

Wahl marathon hat
begonnen
Einneuer Flächenbrandauf

dem Balkan? Die mühselige
Annäherung der bosnischen
und kroatischen Regierungen
an das Post−Milosevic−Regi-
me, die i m Juli zum ersten
Treffen der Präsidenten der
drei Staaten seit 1995 geführt
hatte, vergebens? Auch die
Reaktionen bosnischer Politi-
ker auf die Brandrede Kostu-
nicas ließen Schli mmstes be-

BALKAN

Separatismusals WahlhelferTerritorialeTeilungs-
szenarien haben auf dem
Balkan Hochkonjunktur

wieschonlange
nicht mehr.

Daranist auch, aber
nicht nur, der diesjährige

Wahl marathonin der
Regionschuld.

Der Ort der Provokation
war wohl gewählt. Ausgerech-
net das kleine Mali Zvornik,
gelegen am serbischen Ufer
des bosnisch−jugoslawischen
Grenzflusses Drina, suchte
sich Vojislav Kostunica für
seinen bislang brisantesten
Wahlkampfauftritt aus.
Die Wahl für das idyllische

Grenzstädtchen traf der
Nachfolger Slobodan Milose-

vics wohl überlegt: Vor zehn
Jahren hatten die "Tiger"−Ein-
heiten"Zeljo Arkan" Raznato-
vics auf der anderenSeite der
Drina − in den Städten Zvor-
nik, Bratunac und Bijeljina −
damit begonnen, die musli mi-
sche Bevölkerung Ostbosni-
ens systematisch zu ermor-
denundausihren Häusernzu
jagen. Die von Banja Luka bis
Belgrad bis heute als Befrei-

unggefeiertenundseither eu-
phemistisch als "ethnische
Vertreibungen" bezeichneten
Aktionen serbischer Parami-
litärs läuteten 1992 den An-
fang vom Ende des Einheits-
staates Bosnien ein. Mit dem
Friedensvertrag von Dayton
wurde die Teilung des Landes
in die musli misch−kroatische
Föderation und die serbisch
dominierte Republika Srpska
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Es mussjetzt schneller gehenWiegeht es weiter mit
den Vereinten Nationen

auf demBalkan?
Ein Gespräch mit

Michael Steiner, dem
Chef der "United Nations
Interi mAdministration
Missionin Kosovo"

(Unmik).

Angesichts des interna-
tionalen Kampfes gegen
den Terrorismus argumen-
tieren vor allem die USA,
dass eine dauerhafte Prä-
senz auf demBalkan nicht
mehr aufrecht erhalten
werden kann. Bedeutet die
anstehende Reduzierung
der Kfor−Truppen den An-
fangvomEnde des Kosovo−
Einsatzes?
Nein, denn schließlich

muss die internationale Ge-
meinschaft das, was sie i m
Kosovo begonnen hat, auch
zu Ende führen. Der 11. Sep-
tember letzten Jahres hat da
allerdings insofern eine neue
Lage gebracht, als man sich
in den westlichen Hauptstäd-
ten von der Vorstellung
verabschieden musste, hier
für Generationen zu bleiben.
Deshalb müssen die Vertreter
der internationalen Gemein-
schaft ebenso wie die Koso-
varen selbst jetzt schneller
zuErgebnissenkommen.
Die Kosovaren wollen

das, sehen sich in ihrem
Streben nach Unabhängig-
keit aber vom Westen ge-
bremst.

Meine Auffassung ist, dass
es nicht so sehr darumgeht,
etwas auf dem Papier zu er-
zielen, sondernin der Realität
Änderungen zu erreichen.
Das heißt, wir müssen eine
Gesellschaft, die nach Ende
des Krieges 1999 bei null an-
gefangen hat, dazu bringen,
dass sie die in Resolution
1244 vorgezeichnete weitge-
hende Autonomie auch aus-
füllen kann. Umdas zu errei-
chen, braucht sie funktionie-
rende rechtsstaatliche Insti-
tutionen, braucht sie innere
Sicherheit sowie die notwen-
digen ökonomischen Voraus-
setzungen.
Wäre eine Konföderation

aus Serbien, Montenegro
unddemKosovoeine mögli-
che Lösungzur Klärungder
offenenStatusfrage?
Wie gesagt: Die Entschei-

dung über die Zukunft des
Kosovo trifft der Uno−Sicher-
heitsrat. Das entscheidende
Kriteriumdabei wird sein, ob
die Gesellschafti mKosovoei-
nes Tages wirtschaftlich so
weit ist, dass sie sich sehen
lassen kann in Europa. Sollte
das der Fall sein, wird auch

die Statusfrage einfach zulö-
sen sein. Wenn es allerdings
nicht zu wirtschaftlichem
Aufschwung und rechtsstaat-
licher Sicherheit kommt,
wenn der Schutz der Minder-
heiten nicht garantiert wer-
den kann, dann wird das für
die gesamte Region Proble-
me bringen. Der Kosovoistja
keine Insel i m Ozean, son-
dern hängt in großem Maße
davon ab, ob er in der Lage
ist, in einer stabilisierenden
Weise mit seinen Nachbarn
zuagieren.
Das spricht doch eben-

fallsfür die Einrichtungei-
nes südosteuropäischen
Wirtschaftsbundes nach
dem Vorbild der Europäi-
schen Union.
Ich denke eher, dass die

Region als Ganzes vorange-
bracht werden muss. Denn
natürlich kann der Kosovo
weder i m Energie−, noch i m
Verkehrs− oder in einem an-
deren Sektor als Insel i m
wirtschaftlichen Bereich
prosperieren. Das heißt, es
muss sich öffnen nach
außen, nach Albanien, nach
Serbien, nach Montenegro,

Freuensich amEnde die Separatisten? Diesen Herbst wirdin Mazedonien, Serbien, Bosnien undimKosovogewählt.

nach Mazedonien, überhaupt
keine Frage. Das muss also
mit Sicherheit geschehen,
und deshalb sind wir natür-
lich auch daran interessiert,
dass die Entwicklungeninder
unmittelbaren Nachbarschaft
des Kosovonicht eskalieren.
In Bosnienist Ihr Kollege

Paddy Ashdown seit dem
Frühjahr direkt der EU un-
terstellt. Wäre eine derarti-
ge direkte Anbindung an
die EUauchfür den Kosovo
denkbar?

"Jede Artterritorialer
Teilung wäre Gift für
den Kosovo."
Es gibt einen entscheiden-

den Unterschied zu Bosnien:
Der endgültige Status des Ko-
sovo ist noch offen. Dies
kannletztlich nur der Sicher-
heitsrat der UN entscheiden.
Erst wenn das geschehenist,
könnte die EUübernehmen.
In Anbetracht anhalten-

der Übergriffe albanischer
Extremisten auf Mitglieder
der serbischen Minderheit
haben Politiker in Belgrad

die Teilung des Kosovo
gefordert. Würde eine sol-
che Lösung die Sicherheits-
lage nicht verbessern?
Eine Kantonisierung eben-

so wie jede andere Art terri-
torialer Teilung wäre Gift für
den Kosovo. Das weiß man
auch in Belgrad. Daher wird
es weder i mKosovo zur Neu-
ziehung von Grenzen kom-
men, noch um den Kosovo
herum.
Die Anschläge auf Häu-

ser serbischer Rückkehrer
reißen nicht ab. Wie wollen
Sie langfristigfür deren Si-
cherheit garantieren?
Esfindensich natürlichi m-

mer wieder Extremisten,
denen der Kurs der interna-
tionalen Gemeinschaft nicht
passt und die versuchen, hier
zu zündeln. Leider weiß man
nie genau, welche Kraft da-
hinter steckt, weil sich die
Extremisten beider Seiten be-
kanntlich die Hände reichen.
Ich glaube aber, dass diese
Phänome letztlich zeigen,
dass wir mit unserer Unter-
stützung der Rückkehr auf
dem richtigen Weg sind. Da
wehren sich die Extremisten
verzweifelt gegen einen Zug,
der hier i mKosovolängst ab-
gefahrenist.
Viele Vertreter der serbi-

schen Minderheit sind ent-
setzt darüber, dassdie Kfor
ausgerechnetjetzt ihre Prä-

Markus Bickel istfreier
Journalist undlebt

inSarajewo.



27/9/2002 - 660 5dossier: balkan
Wahlen auf demBalkanZwei Jahre nach demSturz Slobodan Milosevics si nd die Länder des früheren Jugo-

slawien weit entfernt von jener Stabilität, die sich Vertreter von Europäischer Union
und Natoi mOktober 2000erhofften. Das dürfte sich nicht zuletzti n Serbien selbst be-
merkbar machen, wo am Sonntag ei n neuer Präsident gewählt wird − nach ei nem
Wahlkampf voll nati onalistischer Töne. Aber auch i n Bosnien und i m Kosovo sorgen
rechte Kräfte weiter für Unruhe: Mit Sti mmenzuwächsen bosnisch−serbischer Extre-
misten wird bei den beiden Wahlen i m Oktober deshalb ebenso gerechnet wie mit
ei ner Bekräfti gung der kosovo−albanischen Unabhängigkeitsbestrebungen.

Michael Steiner, Chefder UN−MissionimKosovo.

(Fotos: GeorgKnoll)

fürchten. "Wir werden alle
Maßnahmenergreifen, umdie
Integrität und Souveränität
Bosniens zuverteidigen", pol-
terte der Kriegspremier des
Landes und Kandidat für die
Präsidentschaftswahlen im
Oktober, Haris Siljadzic. Eine
Reihe bosnischer Parlamenta-
rier forderte gar, die Bezie-
hungenzuJugoslawien einzu-
frieren, sollte Kostunica sich
nicht umgehend für seine
Äußerungenentschuldigen.
Die Aufregung in Bosnien

ist verständlich, gehört doch
Kostunicas indirekte Kriegs-
drohung für den ohnehin un-
wahrscheinlichenFall der Un-
abhängigkeit des Kosovozum
gängigen Wahlkampfrepertoi-
rein Serbien− ebenso wie die
vor Jahren schon von Milose-
vic vorgebrachte Forderung
nach Anschluss der Republi-
ka Srspka an Serbien. "Nur
die Einheit rettet Serbien", für
diese mythische Formel ste-
hen die vier kyrillischen S im
serbischen Nationalwappen.
Wohl einer der Gründe dafür,
warumnur die ständige Wie-
derholung der historischen
Ansprüche Belgrads auf die
vermeintlich heilige serbi-
sche Erde auf demAmselfeld
und anderswo die rechten
Wähler bei der Stange zu hal-
tenscheint.

Neuziehung von Grenzen
kommen noch umden Koso-
voherum."
Plausibler erscheint es,

nicht die Wahlen, sondern
den nach Ende des Kosovo−
Krieges vomUno−Sicherheits-
rat in Resolution 1244 offen
gelassenen Status der einst
südserbischenProvinzfür die
gefährliche Forderung nach
neuen Grenzen verantwort-
lich zu machen. Kosovo−Alba-
ner, albanische Mazedonier,
bosnische und Kosovo−Ser-
ben wollenalle auf ihre Weise
vom weiterhin ungeklärten
Status des Uno−Protektorats
profitieren. So sind die Repu-
bliken des ehemaligen Jugo-
slawien zwei Jahre nach dem
Sturz Milosevics weiter denn
je von jener Stabilität ent-
fernt, die sich Nato− und EU−
Offizielle i mOktober 2000 er-
hofft hatten.

CIAfür neue Grenzen?
Angesichts der offenen

Zukunft des Kosovo kann es
auch nicht verwundern, dass
die Nationalisten in Belgrad
ebenso wiein Pristina undin
Tetovo so unverhohlen wie
seit Jahren nicht mehr auf
den Anschluss der Siedlungs-
gebieteihrerjeweiligenBevöl-
kerungsgruppen an das ver-
meintliche Mutterland po-

chen. Der überragende Wahl-
erfolg der Partei des ehemali-
gen UCK−Führers Ali Ahmeti
vomWochenende, der bis zur
Unterzeichnung des Friedens-
vertrages von Ohrid i m Au-
gust letzten Jahres auf den
Zusammenschluss Westmaze-
doniens mit Albanien und
dem Kosovo drängte, ist da-
für nur ein Beispiel. Die Mas-
senproteste aufgebrachter
Kosovo−Albaner gegen die
Verhaftungen früherer UCK−
Kommandeure in den letzten
Monaten zeigen ebenfalls,
dass die Sicherheitslage in
der Region drei Jahre nach
Einzug der Kfor−Truppenalles
andereals stabil ist.
Angesichts anhaltender

Übergriffe auf Angehörige der
serbischen Minderheit hatte
deshalb schon im Juli der
stellvertretendeserbische Mi-
nisterpräsident, Nebojsa Co-
vic, für Aufregungunter Diplo-
matenin Pristina gesorgt, als
er die Spaltung des Kosovoin
zwei Kantone forderte. Für
die Verwaltung des kosovo−al-
banischen Teils sollten, so
sein Vorschlag, weiterhin die
Vertreter der internationalen
Gemeinschaft sowie Einhei-
ten der UCK−Nachfolgeorgani-
sation KPC (Kosovo Protec-
tion Corps) zuständig sein. In
denserbischen Gebietenaber
müssten der jugoslawischen
Armee und serbischen Poli-
zisten die exekutiven Voll-
machten zurückgegeben wer-
den. Der serbische Minister-
präsident Zoran Djindjic teilt
dieses in Belgrad als liberal−
nationalistisch gehandeltes
Szenario. Kostunica und sein
von Milosevic unterstützter
faschistischer Konkurrent um
die serbische Präsident-
schaft, VojislavSeselj, hängen
jedochnach wievor der Maxi-
malforderung einer Rückkehr
des kompletten Kosovo nach
Jugoslawienan.

Auch wenn Unmik−Chef
Steiner den nationalistischen
Belgrader Bestrebungen eine
klare Absage erteilte, können
Kostunica und die anderen
südosteuropäischenSezessio-
nisten auf unerwartete Unter-
stützung zählen. So wartete
i m Sommer Steven Myers,
ehemals stellvertretender
Chef der CIA−Operationsein-
heitfür denBalkan, mit einem
überraschenden Vorschlag
auf. "WennSie michnach mei-
ner Meinung fragen, so sage
ich Ihnen, dass ich eine Neu-
ziehung der bosnischen Gren-
zen voll unterstütze." Einem
gehei men CIA−Plan zufolge

soll der östliche Teil der Re-
publika Srpska Jugoslawien
zugeschlagen werden, der
westliche Kroatien, während
das Kosovo "Schritt für
Schritt" in die Unabhängig-
keit überführt werden müsse.
Der Grund für die Kehrtwen-
de in Washington, so Myers:
Da das einzige Interesse der
USA dem weltweiten Kampf
gegen islamistische Terroris-
ten gelte, würden sie ihre
Truppen ohnehin bald vom
Balkanabziehen.

Markus Bickel

Eines aber ist diesen Som-
mer doch anders als in den
Wahlkämpfen vergangener
Jahre: Abzüglich aller natio-
nalistischen Rhethorik erle-
ben territoriale Teilungs-
szenarien eine Hochkonjunk-
tur wie seit Beginn der Bal-
kan−Kriege 1991 nicht mehr,
und das nicht nur in Serbien.
Das Spiel mit neuen Grenzzie-
hungen, wie es seit der Sezes-
sion Sloweniens und Kroa-
tiens in Südosteuropa po-
pulär geworden ist, scheint
sich wieder zu lohnen − von
Skopje bis nach Novi Sad.
Alleindurchden Wahlmara-

thon jedoch, der am vergan-
genenSonntagin Mazedonien
begann, dieses Wochenende
in Serbien fortgesetzt wird
und im Oktober in Bosnien
undimKosovoebenfalls neue
Repräsentanten in die Parla-
mente und Ministerien brin-
gen wird, lässt sich das nicht
erklären. Eher beschwichti-
gend klingt da auch die Be-
teuerung des Chefs der Uno−
Verwaltung i m Kosovo (Un-
mik), Michael Steiner, wonach
er "keine Anzeichen dafür"
sehe, "dass wir hier Wahl-
kämpfe haben, die sich mit
Fragen von Krieg und Frieden
beschäftigen". Fast schon be-
schwörend fügt er hinzu: Es
wird weder i m Kosovo zur

senzreduziert. Ist der Zeit-
punkt für die Verringe-
rung der Truppen nicht
verfrüht?
Die Aufgabe von Kfor hat

sich grundlegend gewandelt.
Als die Truppen im Sommer
1999in den Kosovoeinzogen,
regiertein Belgrad noch Milo-
sevic, das heißt, eine Bedro-
hung von außen konnte nicht
ausgeschlossen werden. Das
ist heute anders: Die Aufga-
ben hier verlagern sich zu-
nehmend vom militärischen
auf den zivilen und polizeili-
chenSektor, auch die militäri-
sche Begleitung von Konvois
und der Schutz serbischer In-
stitutionen wird behutsam
Schritt für Schritt zurück ge-
fahren. Da die Kfor dabei fle-
xibel und dynamischvorgeht,
kannich keine Gefahr für das
Sicherheitskli maerkennen.
Wer soll das Sicherheits-

vakuum ausfüllen, das
durch den Abzug der Kfor
entsteht?
Nach wie vor sind hier

mehr als 5000 internationale
Polizistenstationiert, dieeine
enorm wichtige Rolle bei der
Bewahrung von Schutz und
Sicherheit spielen. Der ent-
scheidende Punkt der inne-
ren Sicherheit aber wird sein,
diese polizeilichen Aufgaben
mittelfristig zu kosovarisie-
ren. Deshalb sind neben den
internationalen heute bereits

5.000 einheimische Polizisten
i m Einsatz, und jedes Jahr
kommen weitere 1.200 hinzu,
die an der Polizeischule der
OSZEausgebildet werden.

Führende Mitglieder des
Kosovo Protection Corps
(KPC), die früher an der
Spitze der Kosovo−Befrei-
ungsarmee UCK standen,
würden diese Aufgaben lie-
berin den HändenihrerIn-

stitution sehen. Auch eine
militärische Rolle wird an-
gestrebt.

"Der 11. September
hat eine neue Lage
gebracht"
Die KPC wurde geschaffen,

umbei mKatastrophenschutz
zu helfen, das ist auch der

Standpunkt der Sicherheits-
rates. I m übrigen sehe ich
keine Entwicklungen, wes-
halb der KPC militärische
Aufgaben übertragen werden
sollten.
Das heißt, zwischen

Ihnen undden KPC−Kadern,
die sich als Vorreiter einer
künftigen Nationalgarde
eines unabhängigen Koso-
vo sehen, gibt es einen
Dissens.

Das magsosein.
Unmik undKfor habenin

den vergangenen Wochen
damit begonnen, ehemali-
ge UCK−Kämpfer zu verhaf-
ten, darunter auch KPC−Ka-
der. Unter den Verhafteten
befanden sich darüber hin-
aus Separatisten, die in
Mazedonien an Anschlägen
beteiligt gewesen sein sol-
len. Ist die großalbanische
Option wirklich ausge-
schlossen?
Dass es einzelne gibt, die

sich an dieser Internationale
der terroristischen Aktionen
beteiligen, das mag so sein −
deshalb wird es auch zu wei-
teren Verhaftungen kommen.
Allerdings gibt es i m Kosovo
keine politisch relevante
Kraft, dieinirgendeiner Form
hinter den Anschlägen in
Mazedonien steht oder die
gar eine Strategie des An-
schlusses verfolgt. Ich würde
dies nicht als ein grenzüber-
greifendes Phänomen be-
trachten.
Waffenfunde an der

Grenze zu Mazedonien im
August weisen aber darauf
hin, dass esimKosovo wei-
terhin Kräfte gibt, die den
Terrorismus exportieren
könnten.
Dass es nicht nur i mKoso-

vo, sondern auf dem ganzen
Balkan eine Menge Waffen
gibt, ist ebenso unbestritten

wie die Tatsache, dass Sie
diese bergige Grenzregion nie
komplett kontrollieren kön-
nen. Aber der entscheidende
Punkt ist doch, dass wir hier
keine politische Strategie
festmachen können, und sei
es nur bei einer Minderheit,
die auf eine Destabilisierung
in den Nachbarstaaten hinar-
beitet. Dass es auf demgan-
zen Balkanimmer nochextre-
mistische Kräfte gibt, ist
nicht zu bestreiten. Deshalb
ist ja auch die regionale poli-
zeiliche Zusammenarbeit so
wichtig.
In Mazedonien wurde be-

reits Mitte September ge-
wählt, in Serbien Ende des
Monats und im Kosovo im
Oktober. Rechnen Sie ange-
sichts der jüngsten Ent-
wicklungen mit einer Stär-
kungder militanten, der ex-
tremistischen Kräfte?
Wahlzeiten sind nie Zeiten,

die die politische Lage beru-
higen. Ichsehe aber auchkei-
ne Anzeichen dafür, dass wir
hier Wahlkämpfe haben, die
sich mit Fragen von Krieg
und Frieden beschäftigen. Im
Kosovoist wichtig, dass sich
möglichst viele an der Wahl
beteiligen.

Interview: MarkusBickel


